u ae 
Gefes-Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 15. 
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(No. 2109.) Geſetz wegen Ablöſung der Reallaſten in den vormals Naſſauiſchen Landesthei⸗ 
len und in der Stadt Wetzlar mit Gebiet. Vom 4. Juli 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen uͤber die Abloͤſung der Reallaſten in denjenigen Landestheilen Unſerer 
Monarchie, welche vormals unter der Hoheit des Herzoglichen und Fuͤrſtlichen 
Geſammthauſes W geſtanden haben, mit Einſchluß der Fuͤrſtlich Solms⸗ 
ſchen und Fuͤrſtlich Wiedſchen Gebiete, ſo wie der Aemter Burbach und Neuen⸗ 
kirchen, imgleichen in der Stadt Wetzlar und deren Gebiet, auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde der 
Rheinprovinz und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, was folgt. 


Erſter Titel. 
Von den Faͤllen, worin Abloͤſung ſtattfindet. 


F. 1. 


Gegenſtand der nach dieſem Geſetze zu bewirkenden Abloͤſungen find die⸗ 
jenigen auf dem Eigenthum oder einem erblichen Beſitzrechte ruhenden, noch 
jetzt beſtehenden Reallaſten, welche vor Verkuͤndigung des gegenwärtigen Ge: 
ſetzes entſtanden ſind. 

* 2 


Ausgenommen von dem Anſpruch auf Abloͤſung ſind folgende Rechte: 
1) die oͤffentlichen Laſten mit Einſchluß der Gemeinde-Abgaben und Ge— 
meinde⸗Dienſte; 
2) die aus dem Kirchen- und Schulverbande entſpringenden Abgaben 
und Leiſtungen; 
3) alle ſonſtige Korporations- und Sszietaͤtslaſten, z. B. diejenigen 
welche ſich auf eine Deichſozietaͤt beziehen. 6:6 4 
Jahrgang 1840. (No. 2109.) Gg Unter 


(Ausgegeben zu Berlin den 15. Auguſt 1840.) 


Gegenſtände 
der Ablöſung. 


Von der Ab⸗ 
löſung ausge⸗ 
nommene Ge⸗ 
genſtände. 


Aufhebung 
der Grundge⸗ 


rechtigkeiten. 
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Unter dieſen Ausnahmen ſind jedoch die Geld- und Naturalrenten, 
welche gedachten Anſtalten, Korporationen und Sszietaͤten aus allgemeinen 
Rechtsverhaͤltniſſen (z. B. dem gutsherrlichen Verhaͤltniſſe, oder dem Zehnt- 
rechte) zuſtehen, nicht mitbegriffen. 

F. 3. 


Auf die Abloͤſung lehnsherrlicher Rechte findet gegenwaͤrtige Ordnung 
keine Anwendung. 5 


9. 4. 


In Anſehung der Aufhebung einſeitiger oder wechſelſeitiger Grundgerech⸗ 
tigkeiten (Servituten) verbleibt es in den Aemtern Burbach und Neuenkirchen 
bei den Vorſchriften Unſerer Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung vom 7. Juni 1821., 
und in den uͤbrigen vormals Naſſauiſchen Landestheilen bei den Naſſauiſchen 
Geſetzen; Wir behalten jedoch für, dieſe letzteren Landestheile nnd, für die Stadt 
Wetzlar und deren Gebiet eine weitere Verordnung hieruͤber vor. nn 

F. d. 

A. Sind zu einer und derſelben Leiſtung mehrere Perſonen gemein⸗ 
ee und zugleich ſolidariſch verpflichtet, ſo ſind dieſelben in Anſehung der 
Abloͤſung nur als eine Perſon anzuſehen, ſo daß die Verpflichteten nur die 
Abloͤſung fuͤr die gemeinſchaftliche Laſt im Ganzen verlangen koͤnnen. f 

Bei jeder Abloͤſung aber muß ſich die Minoritaͤt der ſolidariſch Ver⸗ 
pflichteten dem Beſchluſſe der Majoritaͤt (nach dem Thellnehmtungs⸗ erhalt. 
niſſe gerechnet) unterwerfen. 


Die Majoritaͤt iſt jedoch zunaͤchſt nur befugt, von den Mitgliedern der 
Minoritaͤt dasjenige pro rata zu fordern, was dieſe dem Berechtigten geleiſtet 
haben, ſo daß die Majoritaͤt hinfort ſowohl in Anſehung der Leiſtung ſelbſt, als 
in Anſehung einer kuͤnftigen neuen Ablöfung ganz an die Stelle des Berech⸗ 
tigten tritt, die uͤbrigbleibende Laſt aber nicht mehr als eine ſolidariſche in Ber 
tracht kommt. 

B. Iſt dagegen die gemeinſchaftliche Verpflichtung eine nicht ſolida⸗ 
riſche, ſo kann auch jeder Einzelne die Abloͤſung ſeines Antheils von dem Be⸗ 
rechtigten verlangen. 


Jedoch find dabei die beſonderen Ausnahmen $$. 40. und 60. zu ber 
ruͤckſichtigen. 


F. 6. 


Haften auf einem Grundſtuͤcke Laſten verſchiedener Art zu Gunſten def- 

ſelben Berechtigten, ſo koͤnnen ſolche, fo wie fie im Titel 3. 4., 5. 6., 7. und 8. 
geſondert find, jede Art für ſich allein (jedoch mit Ausnahme des im $. 25. be⸗ 
ſonders beſtimmten Falles) abgelöft werden. Dagegen kann weder der Berech⸗ 
tigte noch der Verpflichtete gegen des andern Willen verlangen, daß die auf 
dem 
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dem Grundſtuͤcke ruhende Laſt einer und derſelben Art zum Theil abgeloͤſet 
werde, zum Theil unabgeloͤſet bleibe. 


$. 7. 
Dem Rechte, Abloͤſung überhaupt zu fordern, kann weder die Verjaͤh⸗„Beſſenmun⸗ 


rung, noch ein Judikat, noch ein vor Publikation des gegenwärtigen. Geſetzes Goterumgsser 
geſchloſſener Vertrag entgegengeſetzt werden. fugniffe 


§. 8. 


Auch behaͤlt jeder, nach Verkuͤndigung dieſes Geſetzes geſchloſſene Ver⸗ 
trag, welcher vorher entſtandene Reallaſten fuͤr unabloͤslich erklaͤrt, oder für eine 
kuͤnftige Abloͤſung derſelben, Bedingungen, die von den Beſtimmungen des ge⸗ 
genwaͤrtigen Geſetzes abweichen, im Voraus aufſtellt, ſeine Gültigkeit nur fuͤr 
den Zeitraum von zwoͤlf Jahren, vom Tage des geſchloſſenen Vertrages an 
gerechnet. 


F. 9. 


Da dieſes Geſetz überhaupt nur auf die bereits beſtehenden Reallaſten ge 
Anwendung findet (J. 1.) jo find für den Fall, wenn beſtaͤndige Reallaſten hender Real- 
kuͤnftig neu gegründet werden ſollten, dieſelben in der Regel nach den allgemei⸗ laſten ac. 
nen Geſetzen zu beurtheilen. 


§. 10. 


| Wenn jedoch ſolche neu aufgelegte beſtaͤndige Regllaſten C$. 9.) in 
Dienſten beſtehen, fo ſoll die Dienſtverpflichtung einer einſeitigen Abloͤſung ſo 
lange nicht unterworfen ſein, als das Grundſtuͤck im Beſitz derjenigen Perſon 
bleibt, welche den Dienſtvertrag ſchloß. Sollte indeß die Dauer dieſes Beſitzes 
weniger als zwoͤlf Jahre, vom vertragsmaͤßigen Anfange der Dienſtlaſt an ge⸗ 
rechnet, betragen, fo ſoll bis zum Ablauf dieſer zwölf Jahre der Dienſt als un⸗ 
ablöslihe Reallaſt fortdauern. Wenn das Ende dieſes Beſitzes oder der Ab⸗ 
lauf dieſer zwölf Jahre eingetreten iſt, ſoll die Dienſtlaſt zwar fortdauern, aber 
den Vorſchriften der gegenwaͤrtigen Abloͤſungsordnung unterworfen ſeyn. 


Zweiter Titel. 
Von den Grundſaͤtzen und Mitteln der Abloͤſung im Allgemeinen. 


F. 11. 


Bei der freien Vereinigung beider Theile, welche jeder andern Ausein- denne 
anderſetzungsweiſe vorgeht, bleibt den Betheiligten die Wahl der Bedingungen Bereinigung. 
und Mittel der Abloͤſung, welcher Art ſolche auch fern möchten, völlig unbe 
ſchraͤnkt. Sie ſind dabei an die Beſtimmungen der gegenwaͤrtigen Abloͤſungs⸗ 
ordnung nicht gebunden, und es haͤngt blos von ihnen ab, wie weit ſie dieſel⸗ 
ben befolgen oder als Leitfaden benutzen wollen. i 

(No. 2109.) Gg 2 $. 12. 
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§. 12. 


Bei der Auseinanderſetzung ſind die Vorſchriften der Verordnung vom 
30. Juni 1834. (. 40. bis 43. (Geſetzſammlung Seite 111.) zu beachten, 
in den zum Regierungs⸗ Bezirke Coblenz gehörigen Landestheilen jedoch mit der 
Maaßgabe, daß die Vollziehung der Auseinanderſetzungs-Vertraͤge vor den 
n welche daſelbſt die freiwillige Gerichtsbarkeit ausüben, zu bewir⸗ 
en iſt. 


§. 13. 


Die Ablöfungs-Urfunde muß der Auseinanderſetzungs-Behoͤrde (J. 113.) 
zur Pruͤfung und Beſtaͤtigung eingereicht werden. In wiefern die Pruͤfung 
und Beſtaͤtigung auch durch eine andere Behoͤrde geſchehen kann, iſt nach den 
Beſtimmungen im F. 44. der Verordnung vom 30. Juni 1834. zu beurtheilen. 
Die in jenen Beſtimmungen den Gerichten beigelegten Befugniſſe ſollen auch 
den im F. 12. genannten Behörden zuſtehen. 


$. 14. 
Die im F. 13. vorgeſchriebene Pruͤfung ſoll ſich aber nur erſtrecken: 
1) auf die Beſtimmtheit, Vollſtaͤndigkeit und Unzweideutigkeit der Faſſung; 
2) auf die Legitimation der kontrahirenden Parteien; 
3) auf die Beachtung des Intereſſe derjenigen moraliſchen Perſonen, wofuͤr 
zu wachen der Behoͤrde obliegt, als des Fiskus und er e 


und oͤffentlichen Inſtitute, deren Vermoͤgens-Verwaltung unmittelbar 
oder mittelbar unter der Staatsbehoͤrde ſteht; 


A) auf die Beachtung des Intereſſe der nicht zugezogenen Realglaͤubiger, 
Lehns⸗ oder Fideikommißfolger, Nutznießer, Wiederkaufs⸗ oder andern 
Realberechtigten, oder jedes Dritten, der noch ſonſt in der Sache be- 
theiligt ſein moͤchte, und endlich 

5) darauf, daß das landespolizeiliche Intereſſe nicht verletzt, d. h. daß nichts 
bedungen werde, was die Geſetze uͤberhaupt nicht geſtatten. 


Dieſe Punkte abgerechnet, ſteht der Behoͤrde uͤber die Bedingungen und 
Mittel der Abloͤſung kein Urtheil Ju. Findet ſich aber in den vorſtehend unter 
1. bis 5. gedachten rl Anlaß zu Erinnerungen, fo muß die Behörde 
zunaͤchſt dahin wirken, daß ſolche von den Parteien felbft erledigt werden. Koͤn⸗ 
nen ſich dieſelben darüber nicht einigen, fo ſteht ihr über die Art und Weiſe, 
wie ſie zu erledigen ſind, die Entſcheidung zu. 


$ 15. 


Ein alſo von der f, DDBENT (F. 113.) beſtaͤtigter 
Vertrag hat die Wirkung einer gerichtlich beſtaͤtigten Urkunde, und haben die 
Hypotheken⸗Behoͤrden darauf die noͤthigen Eintragungen und Loͤſchungen zu 
bewirken. 0 

. 16. 
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§. 16. 


Nur wenn eine freie Vereinigung (F. 11.) nicht zu Stande gekommen 
iſt, findet die Regulirung der Verhaͤltniſſe zwiſchen Berechtigten und Verpflich⸗ 
teten nach Vorſchrift des gegenwaͤrtigen Geſetzes ſtatt; es ſoll jedoch keine Pro⸗ 
vokation darauf anders angenommen werden, als indem der Provokant zugleich 
anzeigt und bei naͤherer Unterſuchung als richtig zu den Akten feſtgeſtellt wird, 
daß eine freie Vereinigung verſucht und beſtimmte Vorſchlaͤge dazu ſchriftlich 
gemacht, ſolche aber entweder uͤberhaupt nicht, oder bei einzelnen Punkten nicht 
angenommen worden. 


$. 17. 


Auch ſoll es ſolchen Falls allemal, insbeſondere aber dann, wenn die 
guͤtliche Vereinigung nur bei einzelnen Differenzpunkten mißlungen iſt, die 
erſte Obliegenheit der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde (§. 113.) ſeyn, nochmals 
einen Vergleich zwiſchen den Betheiligten auf die Grundlage der gemachten 
Vorſchlaͤge (F. 16.) oder auf jedwede andere Wenne und Abloͤſungsmit⸗ 
tel, worüber die Parteien irgend zu vereinigen ſeyn möchten (§. 11.) zu ver⸗ 
den; und es muß über dieſen Vergleichsverſuch, zum Belage, daß dabei 
nichts verſaͤumt worden, jederzeit eine ſchriftliche Verhandlung aufgenommen 
werden. Nur, wenn auch auf dieſe Weiſe kein Vergleich hat zu Stande ge⸗ 
bracht werden koͤnnen, muß die Sache nach den weiteren Vorſchriften der ge⸗ 
genwaͤrtigen Ordnung eingeleitet und diejenigen Punkte, woruͤber die Parteien 
ſich nicht guͤtlich haben einigen koͤnnen, nach denſelben entſchieden werden. 


$. 18. 

Die Abloͤſung geſchiehet entweder durch Kapitalabfindung, d. h. 
durch gaͤnzliche Auseinanderſetzung vermittelſt Bezahlung eines Kapitals in baa: te 
rem Gelde, oder durch Verwandlung der abzuloͤſenden Laſt in eine feſte 
Geldrente oder Naturalabgabe. 


Die Landabfindung findet nur nach freier Uebereinkunft beider Theile 

Statt. 
§. 19. 

Die Kapitalabfindung findet Statt bei allen Arten von Reallaſten, 
dieſe moͤgen urſpruͤnglich als ſolche beſtanden haben oder durch Verwandlung 
anderer Laſten entſtanden fein, jedoch in allen Fällen, mit Ausnahe des im F. 25. 
beſtimmten Falles, nur auf den Antrag des Verpflichteten. 


F. 20. 


Die Kapitalabfindung geſchieht durch Bezahlung des fuͤnfundzwanzig⸗ 
fachen Betrages des Geldwerths einer Jahresleiſtung, und muß ſtets in einer 
unzertrennten Summe erfolgen. 


(No. 2109.) F. 21. 
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® ichs⸗ 
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Geſetzliche 


eie. 


$. 21. 


Die Abfindung iſt der Berechtigte nur in ſofern anzunehmen ſchuldig, 
als der Verpflichtete gegen den Berechtigten weder mit der abzuloͤſenden, noch 
mit einer andern auf demſelben Grundſtuͤcke haftenden Leiſtung im Nückftande 
iſt, oder die vollſtaͤndige Abtragung der etwa vorhandenen Ruͤckſtaͤnde zugleich 
anbietet. Iſt jedoch der Abgabenreſt ſtreitig, fo iſt die Beſtellung genuͤgender 
Sicherheit hinlaͤnglich. 


F. 22. 


Bei folgenden Reallaſten muß auf einfeitiges Verlangen, ſowohl des 
Berechtigten als des Verpflichteten, eine Verwandlung derſelben in feſte Geld— 
renten erfolgen: 


1) Bei feſten Naturalabgaben, welche nicht in Getreide beſtehen (F. 36.); 
2) bei Wein- und Holzzehnten (F. 49.); 

3) bei Zehnten, welche nicht in Bodenerzeugniſſen beſtehen; 

4) bei zufaͤlligen Rechten (F. 50.), und 

5) bei Dienſten ($$. 60. und 61.). 


Bei Zehnten von Bodenerzeugniſſen, mit Ausnahme der Wein- und 

Holzzehnten, kann jeder Theil einſeitig die Verwandlung in feſte Natural— 

abgaben verlangen. 1 
Jede andere Art der Verwandlung kann nur durch die freie Ueberein⸗ 


kunft beider Theile bewirkt werden. 


Britten Titel 
Von der Abloͤſung der feſten Geldabgaben. 
| $. 23. | 


Die Abloͤſung der feſten Geldabgaben erfolgt nach den Vorſchriften der 
. 19. bis 21.; iſt eine ſolche Abgabe nicht alljährlich, ſondern in laͤngeren, 
jedoch gleichfoͤrmigen Zeitabſchnitten zu entrichten, fo wird nach den Beſtimmun⸗ 
gen der §§. 54. und 55. verfahren. 


Vierter Titel. 


Von der Abloͤſung der feſten Getreideabgaben. 
9. 24. 
Unter feſten Getreideabgaben werden in dem gegenwartigen Geſetze nur 
die jahrlich, oder in laͤngern wiederkehrenden Perioden in beſtimmten Quantitaͤ⸗ 
ten zu entrichtenden Abgaben in Koͤrnern und Getreide aller Art, die einen all⸗ 
gemeinen Marktpreis haben, verſtanden. 58 | 
| Auch 


1 


Auch der in eben dergleichen Koͤrnern zu entrichtende unabaͤnderliche 
Sackzehnte gehoͤrt dahin. 


6. 25. 8 


Die Abloͤſung der Abgaben dieſer Art geſchieht nach Vorſchrift der 
F. 19. bis 21. durch Kapitalabfindung, jedoch hat, wenn das Gut außerdem 
demſelben Berechtigten noch zu anderen feſten Naturalabgaben (Titel 5.) ver⸗ 
pflichtet iſt, jeder Theil das Recht zu verlangen, daß die Kapitalabfindung auch 
auf dieſe andern Abgaben erſtreckt werde. 


F. 26. 


Zum Behuf der Kapitglabfindung wird als Geldwerth einer Jahreslei⸗ 
ſtung (J. 20.) der vierzehnjaͤhrige Durchſchnitt derſelben nach den Martini⸗ 
Marktpreiſen angenommen. 


$. 27. 


Zu dieſem Zwecke wird der dem gegenwaͤrtigen Geſetze unterworfene Lan⸗ 
destheil in beſondere Preisbezirke eingetheilt, und es wird fuͤr einen jeden dieſer 
Bezirke derjenige Ort beſtimmt und oͤffentlich bekannt gemacht, deſſen Markt⸗ 
preis als allgemeiner Marktpreis des ganzen Bezirks angeſehen werden ſoll. Es 
ſind zu dieſem Zwecke ſolche Orte auszuwaͤhlen, an welchen ein bedeutender und 
regelmaͤßiger Abſatz des Getreides, mittelſt Feilſtellung auf offenem Markte, 
Statt findet. 


b. 28. 


Wenn eine Gegend keine regelmaͤßigen Getreidemaͤrkte hat, ſo wird fuͤr 
1 8 ein moͤglichſt benachbarter wirklicher Marktort angewieſen. Die Preiſe 
dieſes Marktortes werden mit den Preiſen jener Gegend, in den letzten vierzehn 
Jahren vor Bekanntmachung des gegenwaͤrtigen Geſetzes (mit Weglaſſung der 
zwei theuerſten und zwei wohlfeilſten), verglichen, und daraus ein bleibendes Nor⸗ 
malverhaͤltniß beider Preiſe berechnet. Bei jeder Fünftigen Preisermittelung fuͤr 
jene Gegend, wird der Preis des angenommenen Marktortes zum Grunde ge⸗ 
legt, und durch das fuͤr immer beſtimmte Normalverhaͤltniß reduzirt. 


Wenn der Bezirk, in welchem ſich ein wirklicher Marktort befindet, ſo 
ausdehnt iſt, daß in den entlegeneren Theilen deſſelben die Preiſe regelmäßig ge 
ringer oder höher als an dem Marktorte ſelbſt zu ſeyn pflegen, ſo iſt der ganze 
Bezirk in kleinere Bezirke zu vertheilen, und fuͤr jeden derſelben ein bleibendes 
Normalverhaͤltniß zum Preiſe des Marktortes feſtzuſtellen, welches ſodann bei 
kuͤnſtigen Preisermittelungen jederzeit zum Grunde zu legen iſt. 


F. 30. 


Wenn eine Gegend zwar einen wirklichen Marktort hat, an dieſem aber 
für manche Getreidearten keine Marktpreiſe aufgezeichnet zu werden pflegen 0 ſo 
(No. 2109.) ind 
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find daſelbſt die in ſolchen Getreidearten beftehenden Abgaben nach den Beſtim⸗ 
mungen des fuͤnften Titels abzuſchaͤtzen. 


$. 31. 


Wenn das berechtigte oder verpflichtete Gut, oder auch der von beiden 
etwa verſchiedene Ort der Entrichtung nicht insgeſammt in demſelben Preisbe⸗ 
zirke liegen, ſo iſt jederzeit auf die Lage des Orts der Entrichtung zu ſehen. 


$. 32. 


Unter dem Martinipreis iſt der Durchſchnittspreis aller Markttage der⸗ 
jenigen funfzehn Tage zu verſtehen, in deren Mitte der Martinitag faͤllt. 


$. 33. 


Für diejenigen Gegenden, worin der lebhafteſte Getreideverkehr in eine 
andere Jahreszeit, als um den Martinitag fällt, haben die Behörden einen anz 
dern Zeitpunkt feſtzuſetzen und oͤffentlich bekannt zu machen. 


H. 34. 

Der vierzehnjaͤhrige Preisdurchſchnitt (F. 26.) iſt auf folgende Weiſe zu 
ermitteln. Zuerſt werden die Preiſe aus den vierzehn letzten Jahren vor Ber 
kanntmachung des gegenwärtigen Geſetzes (mit Weglaſſung der zwei theuerſten 
und der zwei wohlfeilſten Jahre) zuſammengerechnet, und daraus wird der mitt: 
lere Durchſchnitt gezogen. 


Sodann wird ein gleicher Durchſchnitt gezogen aus den vierzehn letzten 
Jahren (mit Weglaſſung der zwei theuerſten und der zwei wohlfeilſten) vor An: 
bringung der Provokation. Aus beiden Durchſchnitten endlich wird wiederum 
der mittlere Durchſchnitt berechnet, und dieſer bildet die Grundlage der Kapital⸗ 
Abfindung. Faͤllt der Antrag in die im F. 32. beſtimmten funfzehn Tage, fo 
gehoͤrt der Martinipreis des laufenden Kalenderjahres nicht mit zu den vierzehn 
Jahrespreiſen, deren Durchſchnitt zu beruͤckſichtigen iſt. 


Die Regierungen werden den Durchſchnittspreis, welcher ſich aus beiden 
aufgeſtellten Berechnungen fuͤr das laufende Jahr ergiebt, jaͤhrlich durch die 
Amtsblaͤtter bekannt machen laſſen. 


F. 35. 


Geldabgaben, welche nicht in feſten Summen beſtehen, ſondern mit den 
Getreidepreiſen (ſey es Jaͤhrlich oder in längeren Perioden) ſteigen und fallen, 
2 nach denſelben Regeln, wie die Getreideabgaben (§. 25. bis 34.) ab⸗ 
geloͤſet. 


Fuͤn f⸗ 
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Fünfter Titel. 
Von der Abloͤſung der feſten Naturalabgaben außer dem Getreide. 
$. 36. 
Auf feſte Naturalabgaben, außer den im . 24. bezeichneten, fie mögen 
in vegetabiliſchen oder animaliſchen, in inlaͤndiſchen oder auslaͤndiſchen Erzeug⸗ 


niſſen, oder auch in Manufakturwaaren beſtehen, iſt ſowohl die Kapitalabfindung 
(S. 19. bis 21.), als die Verwandlung in feſte Geldrenten (F. 22.) anwendbar. 


Zum Behuf dieſer beiden Ablöfungsarten iſt von den Behörden ſogleich 
ein Verzeichniß aller in ihren Bezirken (F. 27.) vorkommenden Gegenſtaͤnde 
ſolcher Abgaben aufzunehmen und der Preis derſelben nach einem vierzehnjaͤhri⸗ 
gen Durchſchnitt (mit Weglaſſung der zwei theuerſten und zwei wohlfeilſten 
Jahre) zu ermitteln und für die naͤchſten zehn Jahre als guͤltig zu beſtimmen. 

Die ſo beſtimmten Preiſe werden jeder Fünftigen Ablöfung zum Grunde 
gelegt. 


b. 37. 
Daſſelbe Verfahren iſt auf diejenigen Getreideabgaben anzuwenden, fuͤr 
welche in einzelnen Bezirken keine Marktpreiſe aufgezeichnet werden (F. 30.). 
$. 38. 


Von zehn zu zehn Jahren ſind dieſe Preiſe zu revidiren, und mit den 
alsdann noͤthig befundenen Abaͤnderungen von Neuem bekannt zu machen. 


$. 39. 


Die Vorſchriften der H. 36. und 38. wegen Ermittelung und Feſtſtel⸗ 
lung des Preiſes der Abgaben finden auf Abgaben in Wein keine Anwendung; 
der Preis des letzteren iſt nach dem Gutachten von Sachverſtaͤndigen zu beſtim⸗ 
men, welche dabei auf den Ort des Erzeugniſſes, aus welchem der Wein zu lie⸗ 
fern iſt, fo wie auf deſſen Preiſe während der beiden im $. 34. beſtimmten Per 
rioden, jedoch ohne Weglaſſung der theuerſten und wohlfeilſten Jahre, Ruͤckſicht 
zu nehmen haben. 


Sechster Titel. 
Von der Abloͤſung der Zehnten. 


$. 40. 


Auf Zehnten von Bodenerzeugniffen i ſowohl die Kapitalabfindung 
(H. 19. bis 21.) als die Verwandlung in feſte Naturalabgaben (F. 22.) ans 
wendbar. ö X 
Jahrgang 1840. (No. 2109.) Hh Wenn 
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Wenn ſolche Zehnten einem und demſelben Berechtigten aus einem und 
demſelben Zehntrechte zuſtehen und auf einer und derſelben Zehntfiur (oder, wo 
dieſe Beſtimmung nicht zutrifft, Zehntbezirk) haften, fo koͤnnen dieſelben auf die 
Provokation der Verpflichteten nur von fämmtlihen Zehntpflichtigen dieſer 
Zehntflur, in Ruͤckſicht eines und deſſelben Zehntherrn, emeinſchaftlich abge⸗ 
loͤſet werden, und muß ſich bei der Abloͤſung die Minoritaͤt, den Verfuͤgungen 
des §. 5. gemaͤß, dem Beſchluſſe der Majoritaͤt unterwerfen. 


Beſitzer u außerhalb der Zehntflur gelegener Grundſtuͤcke, inſon⸗ 
derheit auch von Weinbergen, koͤnnen jederzeit auf Abloͤſung der darauf haften⸗ 
den Zehntpflicht antragen. f 


F. 41. 


Betrifft der Zehnte beſtimmte Gegenſtaͤnde, ſo iſt durch Gutachten der 
Sachverſtaͤndigen zu beſtimmen, welche Quantitaͤt dieſer Gegenſtaͤnde, nach dem 
mittlern Durchſchnitt mehr oder weniger ergiebiger Jahre, als Ertrag des Zehn—⸗ 
ten ar e iſt. Bei dem Getreide iſt dieſer Ertrag, fowohl in Koͤrnern als 
in Stroh, beſonders feſtzuſetzen. 


F. 42. 


| Betrifft der Zehnte nicht beſtimmte Gegenſtaͤnde, ſondern im allgemeinen 
alle Erzeugniſſe des Grundſtuͤcks oder gewiſſe Theile deſſelben, ſo iſt eben ſo 
durch Gutachten der Sachverſtaͤndigen die Quantitaͤt einzelner Getreidearten und 
anderer Erzeugniſſe zu beſtimmen, welche als wahrſcheinlicher Durchſchnittsertrag 
dieſes Zehnten anzuſehen iſt. 


F. 43. 


Nachdem durch dieſe Schaͤtzungen (J. 41. 42.) der Zehnte auf eine 

e Naturalabgabe berechnet iſt, ſo ſind, ſo weit dieſe in Getreide beſteht, die 

N en des vierten, und ſo weit fie in anderen Naturalien befteht, die 
Vorſchriften des fuͤnften Titels anzuwenden. 


b. 44. 


Iſt auf Verwandlung des Zehnten in eine feſte Naturalabgabe an⸗ 
getragen worden, ſo geſchieht die Verwandlung in Anſehung des in Ge⸗ 
treide beſtehenden Ertrags durch eine feſte Abgabe in Getreide gleicher Art, in 
Anſehung des uͤbrigen Ertrags aber, durch eine feſte Abgabe in dem Haupt⸗ 
getreide des Orts, wo das belaftete Grundſtuͤck belegen iſt. Der Verpfichtete 
hat dieſe Getreideabgaben in guter marktgaͤngiger Qualität an denjenigen Ort 
abzuliefern, wohin der Naturalzehnte von dem Berechtigten gebracht zu werden 
pflegte. Wenn uͤber die fuͤr das Stroh zu leiſtende Verguͤtung eine freie 
Uebereinkunft nicht zu Stande kommt und der Zehnte ein Zubehoͤr eines Land⸗ 
gutes, oder uͤberhaupt einer laͤndlichen Wirt (art ift, fo kann der 2 
verlangen, daß dafuͤr eine feſte Abgabe in Stroh, neben der Abgabe in Koͤr⸗ 
für ö nern 


nern, auf zwa Jahre feſtgeſetzt werde, welche gleichfalls an den oben bezeichne⸗ 
ten Ort abzuliefern iſt. Wenn aber der Zehnte kein ubehoͤr eines Landgutes 
oder einer laͤndlichen Wuthſchaft iſt, ſo wird auch fuͤr das Stroh eine Ent⸗ 
ſchaͤdigung in Koͤrnern gegeben. Daſſelbe geſchieht, wenn die fuͤr die Natural⸗ 
abgaben in Stroh vorgeſchriebenen zwoͤlf Jahre abgelaufen ſind. 


Fuͤr die fernere Abloͤſung der ſo entſtandenen feſten Naturalabgaben ſind 
kuͤnftighin die Vorſchriften des vierten Titels anzuwenden. 


F. 45. 


Bei jeder Abloͤſung eines Getreidezehnten ſind von dem Ertrage die 
Koſten des Einfahrens und des Dreſchens in Abzug zu bringen. Dagegen ſind 
alle andere Koſten, die etwa der Zehntberechtigte bei dem Naturalzehnten auf 
zuwenden hatte (z. B. die Beſoldung eines Zehntners, die Unterhaltung einer 
Molche u. ſ. w.), eben ſo wenig in Anſchlag zu bringen, als der beſondere 

ortheil, welchen etwa der Zehntberechtigte aus dem Naturalzehnten nach ſei⸗ 
nen Wirtſchaftsverhaͤltniſſen ziehen konnte. Auch die Koſten des Einfahrens 
find in den Faͤllen ausnahmsweiſe nicht abzuziehen, in welchen der Zehntpflich⸗ 
tige den Naturalzehnten dem Berechtigten zu uͤberbringen verpflichtet iſt. 


$. 46. 
Bei jeder Art der Zehntabloͤſung iſt derjenige Zuſtand der Ertragsfaͤhig⸗ 
keit zum Grunde zu legen, in welchem ſich das zehntpflichtige Grundſtuͤck zur 
Zeit der Abſchaͤtzung des Zehntertrages (H. 41. 42.) befindet. 


$. 47. 


Die Abloͤſung der Bu nach Maaßgabe vorſtehender Beſtimmungen 
(H. AI. folg.) ſchließt auch die Abloͤſung des Rottzehnten, d. i. des Zehnten 
vom Neulande mit ein, und kann deshalb nicht noch eine beſondere Abfindung 
derlangt werden. 


$. 48. 
Sind Zehntenregiſter geführt worden, fo muͤſſen dieſelben zum Behuf 
der Abſchaͤtzung vorgelegt werden; es bleibt jedoch dem Ermeſſen der Behoͤrde 
uͤberlaſſen, welcher Gebrauch von dieſen Regiſtern zu machen ſeyn werde. 


ö $. 49. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen (J. 40. folg.) finden auch ſowohl auf 
die Weinzehnten, einſchließlich der Antheile von den ſogenannten Drittelsguͤtern, 
als auf die Holzzehnten Anwendung, jedoch unter ſofgenden näheren Beſtim⸗ 
mungen: 
1) bei Ermittelung der Weinpreife tritt die im $. 39. getroffene Beſtim⸗ 
mung ein; 
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2) für die Holzabgaben find Normalpreiſe nach näherer Beſtimmung der 
K. 36. und 38. ſeſtzuſetzen. 


3) bei Wein- und Holzzehnten iſt die Verwandlung in feſte Geldrenten an⸗ 
wendbar; die Verwandlung in feſte Naturalabgaben kann nur durch 
freie Uebereinkunft beider Theile erfolgen. ; 


Siebenter Titel. 
Von der Abloͤſung zufaͤlliger Rechte. 
§. 50. 


Bei zufälligen Rechten, d. h. denjenigen Leiſtungen, bei welchen entweder 
der Zeitpunkt der Entrichtung, oder der Umfang des Gegenſtandes, oder beides 
zugleich unbeſtimmt iſt, findet ſowohl die Kapitalabfindung (. 19. bis 21.), 
als die Verwandlung in fefte Geldrenten (F. 22.) ſtatt. 


„Die Ermittelung des jaͤhrlichen Werths der Leiſtung geſchieht hierbei 
nach folgenden Grundſaͤtzen. 


F. 51. 


Der jährliche Werch der Laudemien (Antrittsgelder, Gewinngelder 2c.) 
wird nach folgenden Verſchiedenheiten beſtimmt: 


1) wenn ſie bei jeder Vererbung des belaſteten Guts entrichtet werden 
muͤſſen, fo find drei Veränderungsfälle auf ein Jahrhundert zu rechnen; 


2) ſind die Deszendenten des verſtorbenen Beſitzers von der Entrichtung 
befreit, ſo iſt nur ein Fall auf ein Jahrhundert anzunehmen; 


3) ſind zwar die Deszendenten des letzten Beſitzers von den Veraͤnderungs⸗ 
gebuͤhren frei, muß aber dagegen jede Perſon, welche den Beſitzer eines 
Grundſtuͤcks heirathet, dieſelben bezahlen, ſo werden, wie im Falle zu 1) 
drei Veraͤnderungsfaͤlle auf ein Jahrhundert gerechnet; 


4) wenn nicht blos im Vererbungsfalle, ſondern auch von dem Ehegatten 
des Erben Veraͤnderungsgebuͤhren (Gewinngelder) gezahlt werden muͤſ⸗ 
ſen, ſo werden, das Aufkommen des Erben und deſſen Verheirathung 
uſammen für einen Fall angenommen, ſolcher Fälle drei auf ein Jahr⸗ 
unbekt gerechnet und die Gewinngelder, welche er und ſein Ehegatte zu 
zahlen hat, ſo zuſammengerechnet, als ob er (der Erbe) beide Saͤtze ſo⸗ 
gleich bei dem Aufkommen auf das Grundftück zu entrichten gehabt haͤtte; 


5) wenn nach dem Tode des einen oder des anderen Ehegatten des letzten 
Beſitzers der Ueberlebende ſich wieder verheirathet, und dann von dem 
zweiten nur auf Mahljahre zum Mitbeſitz gelangenden Ehegatten, und 
eben ſo beim Aufkommen fernerer mahljaͤhriger Beſitzer in Folge weite⸗ 
rer 


Pi 


ver Verheirathungen Veraͤnderungsgebuͤhren (Gewinngelder) gezahlt wer: 
den muͤſſen, fo wird noch für die Gewinngelder, welche die mahljährigen 
Beſitzer zu entrichten haben, ein Sukzeſſionsfall auf ein Jahrhundert 
gerechnet und deſſen Betrag dem der uͤbrigen Faͤlle zugeſchlagen; 


6) finden die Veraͤnderungsgebuͤhren auch im Falle des Abſterbens des Ber 
rechtigten ſtatt, fo werden gleichfalls drei folder Veraͤnderungsfaͤlle auf 
ein Jahrhundert gerechnet, iſt aber in einem ſolchen Falle f 


7) der Beſitz, bei deſſen Wechſel die Zahlung der Laudemien geſchehen muß, 
an ein Amt, an eine Dignitaͤt, oder an ein Seniorat gebunden, fo wer— 
den ſechs Veraͤnderungsfaͤlle in der Perſon des Berechtigten auf ein 
Jahrhundert gerechnet; 

8) ſind die Laudemial-Gebuͤhren nicht blos bei Vererbungen, ſondern auch 
bei Veraͤußerungen in der dienenden Hand zu bezahlen, ſo wird an— 
genommen, daß zwei Veraͤnderungsfaͤlle in einem Jahrhundert vorkom⸗ 
men, und eben daſſelbe iſt der Fall, wenn ſie auch bei Veraͤußerungen 
des Obereigenthums erlegt werden muͤſſen. 


Sollte jedoch bei Nr. 7. und 8. von einem der Betheiligten der Nach⸗ 
weis gefuͤhrt werden koͤnnen, daß in einem Jahrhundert ſich mehr oder weniger 
Faͤlle ereignet haͤtten, ſo ſind die angenommenen Faͤlle darnach zu beſtimmen. 
Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß, da mehrere dieſer Faͤlle von Nr. 1. 
bis 8. neben einander beſtehen koͤnnen und bisher wirklich beſtanden haben, z. B. 
Nr. 1. und 6., Nr. 1. und 8., Nr. 3., A. und 5.; bei Ablöfung der Laudemial⸗ 
Gebühren jeder dieſer Fälle, fo weit er vorgekommen iſt, zum Anſchlag kommen muß. 


$. 52. 


Ueberall wird ſodann derjenige Betrag der Laudemial-Gebuͤhren zum 
Grunde gelegt, welcher durch Kontrakte, oder Kegiſte, oder vormalige Landes: 
geſetze, oder Herkommen beſtimmt worden iſt. Sind aber nicht hinlaͤngliche 
Nachrichten dieſer Art vorhanden, ſo geſchieht die Berechnung nach demjenigen 
Betrage derſelben, welcher in den letzten ſechs Veraͤnderungsfaͤllen wirklich bes 
zahlt iſt; und kann auch dieſer nicht ausgemittelt werden, fo muß die Durch 
ſchnittsſumme derjenigen Faͤlle, welche bekannt ſind, als Einheit zum Grunde 
gelegt werden. 


Sollte auf dieſe Weiſe der Vetrag der Gewinngelder von mahljährigen 
Beſitzern (J. 51., Nr. 5.) nicht ausgemittelt werden koͤnnen, fo ſoll der halbe 
Betrag eines vollen Gewinngeldes der wirklichen Beſitzer deſſelben Grundſtuͤcks 
angenommen werden. 


Iſt der Betrag der Laudemigl-Gebuͤhren in irgend einem Falle aus dem 
Grunde nicht genau feftzuftellen, weil der Sterbefall und der Gewinn zuſammen 
in einer Summe behandelt wurde, ſo ſoll in ſolchem zweifelhaften Fall die 
Haͤlfte dieſer Summe als Betrag der Gewinngelder angenommen werden. 

(No. 2100.) F. 53. 


$. 53. 


Der aus 5 51. und 52. hervorgehende Betrag aller auf ein Jahr⸗ 
hundert treſſenden Veraͤnderungsfaͤlle wird zuſammengerechnet und die Summe 
durch hundert getheilt. Der Quotient iſt der jaͤhrliche Werth, zu welchem das 
Laudemium anzuſchlagen iſt. N 


$. 54. 


Iſt aber das Laudemium jedesmal nach einer beſtimmten Anzahl von 
Jahren zu entrichten, fo wird der nach F. 52. ausgemittelte Betrag durch die 
Zahl dieſer Jahre getheilt, und der Quotient iſt als der jaͤhrliche Werth des 
Laudemiums anzuſehen. 


9. 55 


Außerdem muß der Verpflichtete bei jeder Art der Abloͤſung auch noch 
die nach §§. 51. bis 34. berechnete Jahresrente für fo viele Jahre baar bezah⸗ 
Fa als von dem letzten Entrichtungsfall bis zur Zeit der Abloͤſung verfloſſen 
eyn werden. 


Wenn in beiden Faͤllen F. 51. bis 54. ſeit dem letzten Entrichtungsfall 
die angenommene Durchſchnittsperiode noch nicht verfloſſen, ſo ſteht nur dem 
Berechtigten, iſt ſie aber ſchon verfloſſen oder uͤberſchritten, nur dem Verpflich⸗ 
teten das Provokationsrecht zu. Dies gilt indeſſen nur bis zum Eintritt des 
erſten Entrichtungsfalles, als von welchem an beiden Theilen freiſteht, auf Ab⸗ 
loͤſung anzutragen. 


§. 56. 


Nach denſelben Grundſaͤtzen iſt in Anſehung aller anderen Abgaben zu 
verfahren, bei welchen entweder die Zeit der Entrichtung oder die Größe, der 
Abgabe unbeſtimmt iſt. f 


J. 57. 


Der jaͤhrliche Werth des Heimfallsrechts wird ohne Unterſchied, ob es 
neben dem Laudemium, oder ohne daſſelbe beſteht, auf eine Rente angeſchlagen, 
welche zwei Prozent vom reinen Ertrage des Guts beträgt. Bei der Berech⸗ 
nung dieſes reinen Ertrages ſollen jedoch nicht nur die öffentlihen Abgaben, 
ſondern auch die gutsherrlichen Leiſtungen und alle uͤbrigen Reallaſten, insbeſon⸗ 
dere auch die Zinſen der darauf vor Erlaß der Herzoglich Naſſauiſchen Ver⸗ 
ordnung uͤber die den Grundbeſitz betreffenden Rechtsverhaͤltniſſe hypothekariſch 
verſicherten Schulden in Abzug gebracht werden, in ſo weit dieſe von dem Guts⸗ 
herrn anerkannt werden muͤſſen. Der Umfang dieſer Abzuͤge wird nach der Zeit 
des Antrages auf ie beftimmt. Die Vorſchrift des F. 55. findet bei 
der Abloͤſung des Heimfalls keine Anwendung. 


6. 58. 
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F. 58. 


Steht jedoch das belaſtete Gut nur noch auf vier Augen, ſo ſoll die 
Rente, welche gefordert werden kann, zu fuͤnf Prozent, und, wenn daſſelbe auf 
75 Augen ſteht, zu zehn Prozent des Reinertrages angeſchlagen werden, der 

ntrag mag von dem Berechtigten oder Verpflichteten ausgegangen ſeyn. 


$. 59. 


Die Abloͤſung der Verpflichtung zur Unterhaltung fremder Muͤhlen, oder 
einzelner Theile der dazu gehoͤrigen Werke, erfolgt nach den Beſtimmungen 
des } 50. Die Ermittelung des Werths der jährlichen Leiftung iſt durch Sach⸗ 
verſtaͤndige zu bewirken. 


Achter Titel. 
Von der Abloͤſung der Dienſte. 


$. 60. 


Auf Dienſte ift ſowohl die Kapital⸗Abfindung ($$. 19. bis 21.) als die 
Verwandlung in feſte Geldrenten (F. 22.) anwendbar. 


Spanndienſte und die von Spanndienſtpflichtigen zu leiſtenden Hand⸗ 
dienſte koͤnnen, wenn ſie bisher herkoͤmmlich zu einem und demſelben berechtigten 
Gute in natura geleiſtet worden find, nur gleichzeitig von ſaͤmmtlichen Dienſt⸗ 
pflichtigen der vorbemerkten Art abgeloͤſet werden, wenn der Antrag dazu von 
ihnen ausgeht und der Berechtigte nicht in die Abloͤſung Einzelner willigt. 


Die Majoritaͤt ſolcher Dienſtpflichtigen kann ungeachtet des Widerſpruchs 
der Minoritaͤt die Abfindung bewirken, und finden alsdann die Beſtimmungen 
des $. 5. Anwendung. 


Jagddienſte, welche von einer oder mehreren ganzen Gemeinden dem⸗ 
ſelben Berechtigten zu leiſten find, koͤnnen, wenn der Antrag von den Ver⸗ 
pflichteten ausgeht und der Berechtigte nicht in die Abloͤſung Einzelner willigt, 
nur gemeindeweiſe abgeloͤſet werden. Sind zwei Dritttheile der Verpflichteten 
in- einer Gemeinde über die Ablöfung einverſtanden, ſo muͤſſen die uͤbrigen Ver⸗ 
pflichteten derſelben Gemeinde fi dieſem Beſchluß unterwerfen und ſich die 
Verwandlung der Jagddienſte inf eine feſte Geldrente gefallen laſſen; zu einer 
Kapitalabfindung aber koͤnnen fie nicht gezwungen werden. 


§. 61. 


Bei Abloͤſung der Dienſte iſt zur Beſtimmung des Geldwerths einer 
jahrlichen Leiſtung durch Sachverſtaͤndige zu ermitteln, welche Koſten der Dienſt⸗ 
berechtigte aufzuwenden hat, um die den Dienſtpflichtigen o liegende Arbeit durch 
eigenes Geſpann, Knechte, oder Tageloͤhner zu beſtreiten Die Summe dieſer 
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Koſten iſt durch Verechnung auf die einzelnen Dienſtpflichtigen nach Verhaͤltniß 
ihrer Beitragspflicht auszutheilen. 


Neunter Titel. 


Von den Rechten und Verbindlichkeiten dritter Perſonen in Be— 
ziehung auf Abloͤſung. 


F. 62. 


Die für die abgelöfeten Abgaben, Zehnten und Dienſte feſtgeſetzten Jah⸗ 
resrenten oder Kapitalien genießen daſſelbe Vorzugsrecht vor anderen hypothe⸗ 
kariſchen Forderungen, welches den Abgaben und Leitungen ſelbſt zuſtand. 


$. 63. 


Die für abgelöfete Leiſtungen zur Entſchaͤdigung gegebenen Grundſtuͤcke, 
Kapitalien und Jahresrenten treten in Ruͤckſicht der Lehns- und Fideikommiß⸗ 
1 und der hypothekariſchen Schulden in die Stelle der abgeloͤſeten 

eiſtungen. 


F. 64. 


Es muß jedoch wegen der zur Abfindung hergegebenen, nicht ſofort be⸗ 
zahlten, dem Berechtigten aber durch Eintragung bei dem verpflichteten Gute 
geſicherten Kapitalien, ingleichen wegen der zum gleichen Behufe feſtgeſetzten 
Jahresrenten, in dem Hypothekenbuche bei dem belaſteten Gute vermerkt wer⸗ 
den, daß das Kapital und beziehungsweiſe die Jahresrente ein Zubehoͤr des be⸗ 
rechtigten Gutes bilde, und die Faͤhigkeit des Beſitzers, Darüber zu verfügen, 
aus dem Hppothekenbuche bei dem letztgedachten Gute zu erſehen ſey. f 


$. 65. 


Die hypothekariſchen Gläubiger des Berechtigten koͤnnen der Ablöfung 
nicht widerſprechen. 


$. 66. 
Ihrer Zuziehung bei dem Abloͤſungsgeſchaͤfte bedarf es nicht. 


$. 67. 


Sind jedoch Pertinenzſtuͤcke eines Guts gegen eine baare, ein für allemal 
zu entrichtende Verguͤtung abgetreten worden, fo muͤſſen die Behörden, welche 
das Geſchaͤft dirigiren, ein ſolches Abkommen den Hypothekenglaͤubigern, und 
zwar ſowohl denen, welche Kapital zu age haben, als denen, welche mit 
Renten⸗Abgaben, oder ahnlichen fortwaͤhrenden Leiſtungen im Hypothekenbuche 
eingetragen ſtehen, zur Wahrnehmung ihrer Gerechtſame bekannt machen. 


$. 68. 
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Dieſen ſteht alsdann frei, zu verlangen, daß der Schuldner die ihm aus⸗ 
geſetzte baare Verguͤtung entweder zur Wiederherſtellung ihrer durch die Ab⸗ 
tretung geſchmaͤlerten Sicherheit, oder zur Abſtoßung der zuerſt eingetragenen 
Kapitalpoſten, ſo weit ſie dazu hinreicht, verwende. 


F. 69. 


Kann oder will der Schuldner weder eins noch das andere 14 
ligen, fo find die Hypothekenglaͤubiger befugt, ihre Kapitalien noch vor der Vers 
fallzeit aufzukuͤndigen. 

$. 70. | 


Sie müffen aber von diefem Rechte binnen ſechs Wochen nach der 
ihnen zugekommenen Anzeige Gebrauch machen. 


$. 71. 

Thun ſie das, ſo bleibt ihnen ihr hypothekariſches Recht auf das ab⸗ 
getretene Pertinenzſtuͤck bis zum Austrage der Sache zwar vorbehalten, jedoch 
koͤnnen fie ſich nur wegen der von dem neuen Beſitzer zu entrichtenden Geld- 
ſumme an denſelben und an das abgetretene Pertinenzſtuͤck halten. 


$. 72. 
Verabſaͤumen fie aber die geſetzliche Friſt, fo erliſcht ihr Hypothekenrecht 
auf das abgetretene Pertinenzſtuͤck. 
$. 73. 
Bei entſtehenden Hinderniſſen kann ſich der Verpflichtete ſeinerſeits durch 
gerichtliche Niederlegung des Abloͤſungskapitals von aller Verhaftung befreien. 
§. 74. 


Wird bei Landabtretungen fuͤr den bored Duͤngungszuſtand und fuͤr 
Verbeſſerungsarbeiten eine Geldentſchaͤdigung vorbedungen, fo iſt die nach $. 67. 
eintretende Bekanntmachung an die Hypothefengläubiger gleichfalls erforderlich; 
jedoch koͤnnen dieſelben nur die Verwendung der letztern in das Gut und zu 
deſſen Kultur verlangen und deshalb nur ihre Schuldner in Anſpruch nehmen. 


$. 75. 


Die beſondere Bekanntmachung der Kapitalabfindung an die eingetra⸗ 
genen Gläubiger und die im $. 67. bezeichneten Realberechtigten fällt weg: 


a) in ſo weit die Kapitalabfindungen zu den Einrichtungskoſten erforder: 
derlich ſind; tr 
Jahrgang 1840. (No. 2109.) 2 b) bei 
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b) bei anderweiten Verwendungen in die Subſtanz des berechtigten Guts, 
oder zur Abſtoßung der zuerſt eingetragenen Kapitalkoſten, wenn die Ab⸗ 
findung und die Verſchuldung ſo maͤßig ſind, daß die eingetragenen 
Schulden unter Zurechnung des ſolchergeſtalt zu verwendenden Kapitals 
mehr nicht als zwei Drittel des Gutswerths betragen, wobei der Aus⸗ 
einanderſetzungsbehoͤrde ($. 113.) uͤberlaſſen bleibt, auf welche Weiſe fie 
ſich die Ueberzeugung von dieſem Werthe beſchaffen will; 


c) wenn die Kapitalabfindung nur zwanzig Thaler oder weniger betraͤgt. 


b. 76. 


In wie weit der Lehnsherr, die Lehnsfolger, Nutznießer oder Wieder⸗ 
kaufsberechtigten bei der Abloͤſung zugezogen werden muͤſſen, iſt nach den Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung vom 7. Juni 1821. über die Ausfuͤhrung der Ge⸗ 
meinheitstheilungs- und Abloͤſungsordnung K. 11. bis 15., und der Verordnung 
vom 30. Juni 1834., wegen des Geſchaͤftsbetriebes in den Angelegenheiten der 
Gemeinheitstheilungen, Abloͤſungen und Regulirung der gutsherrlich-baͤuerlichen 
Verhaͤltniſſe (J. 23. bis 27.) zu beurtheilen. 


F. 77. 

Der Lehnsherr, die Lehns⸗ und Fideikommißfolger koͤnnen jedoch der Abloͤ⸗ 

ſung ſelbſt, in ſo weit ſolche nach der gegenwaͤrtigen Verordnung an ſich zu⸗ 

laͤſſig iſt, nicht widerſprechen, vielmehr nur verlangen, daß das für aufgehobene 

Renten oder Leiſtungen erlegte Kapital wiederum zu Lehn oder Fideikommiß an⸗ 
gelegt oder ſonſt ſichergeſtellt werde. N 


H. 78. 

Eben dieſes ($$. 76. 77.) findet ſtatt, in Ruͤckſicht der Obereigenthuͤmer 
bei Erbzinsguͤtern, der Wiederverkaufsberechtigten und andererer Realberechtigten. 
$. 79. 

Auch zur Befriedigung der erften Hypothekenglaͤubiger (in fo weit deren 
Forderungen fuͤr die Realberechtigten verpflichtend ſind) kann das gezahlte Ka⸗ 
pital verwendet werden. f 

$. 80. | 

Der Verpflichtete bei der Abloͤſung haftet “für die Erfüllung der oben⸗ 
gedachten Verbindlichkeiten ($$. 77. und 78.), er kann ſich jedoch bei entſtehen⸗ 
den Hinderniſſen von der Vertretungsverbindlichkeit durch gerichtliche Nieder⸗ 
legung des Geldes frei machen. 


§. 81. 


Sobald der Rezeß über die Abloͤſung die vorſchriftsmaͤßige Beſtaͤtigung 
erhalten hat, iſt mit der Abſchreibung der abgeloͤſeten Leiſtungen im en 
uche 
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buche des berechtigten Guts und deren Loͤſchung bei dem verpfſichteten Gute, 
nach näherer Beſtimmung des F. 61. der Verordnung vom 30. Juni 1834. 
zu verfahren. 


$. 82. 


Wenn für den Berechtigten aus der Verwandlung der bisherigen Leis 
ſtungen in Jahresrenten nach dem Urtheil der Auseinanderſetzungsbehoͤrde (J. 113.) 
ein Kapitalbedarf entſteht, ſo kann er verlangen, daß ihm auf Hoͤhe deſſelben 
von dem Verpflichteten Obligationen, die der Berechtigte nicht kuͤndigen kann, 
ausgeſtellt und auf das verpflichtete Grundſtuͤck eingetragen werden. Dieſe 
Obligationen kann er abgeſondert von dem Gute, dem die Leiſtungen gebuͤhren, 
veräußern und verpfaͤnden, und die Agnaten und Realglaͤubiger koͤnnen dagegen 
in keinem Fall einen Widerſpruch erheben. Jedoch iſt zuvor die Hoͤhe dieſes 
Bedarfs von der genannten Behörde feſtzuſetzen, welche Feſtſetzung zur Ein⸗ 
tragung der genannten Obligationen hinreicht. Dieſe Behoͤrde hat demnaͤchſt 
die Aufſicht uͤber die wirkliche Verwendung zu dem angegebenen Zwecke zu fuͤh— 
ren und alle dazu nach ihrem Urtheil noͤthige Maaßregeln einzuſchlagen. Alle 
Anwarter und ſonſtige Realberechtigte ſind auch, wenn ſie bei der Auseinander⸗ 
ſetzung nicht zugezogen ſind, befugt, ſich die Beobachtung der obigen Vorſchrift 
von der Auseinanderſetzungsbehoͤrde nachweiſen zu laſſen. Dies Recht faͤllt aber 
weg, wenn ſie ſich nicht innerhalb dreier Jahre nach der Eintragung im Hypo⸗ 
thekenbuche bei dieſer Behörde deshalb gemeldet haben. 


F. 83. 


Eben ſo und unter denſelben Bedingungen kann der Berechtigte ver⸗ 
langen, daß ihm die von dem Verpflichteten eingezahlten Abloͤſungs-Kapitalien 
nach der Hoͤhe des Bedarfs zu einer ſolchen Verwendung uͤberwieſen werden. 


$. 84. 


Gleichmaͤßig kann er, zur Beſchaffung des durch die Landabfindung noͤthig 
gewordenen Kapitals, die ihm zur Entſchaͤdigung uͤberwieſenen Grundſtuͤcke ver⸗ 
äußern, oder Anlehen auf dieſelben machen, und dieſe letzteren darauf dergeſtalt 

ypothekariſch verſichern laſſen, daß ſie die erſte Hypothek erhalten und dieſe 
rundſtuͤcke dann nur mit ihrem uͤberſchießenden Werth für die auf dem Haupt⸗ 
gute ſchon haftenden Schulden und deren Sicherheit verhaftet bleiben. 


F. 85. 


Im Falle der Veräußerung (F. 84.) hat die Auseinanderſetzungsbehoͤrde 
außer der Sorge fuͤr die angemeſſene Verwendung der bezogenen Kaufgelder, 
mie nur einer der Betheiligten zu feiner Sicherſtellung wegen der diesfälfigen 

nſpruͤche der Hypothekenglaͤubiger und der Lehns⸗ und Fideikommißfolger des⸗ 
alb Anträge macht, auch noch darauf zu fehen, daß die Grundstücke zu dieſem 
ehuf nicht zu unverhaͤltnißmaͤßigen Preiſen veräußert werden, und es muß 
No. 2109.) 1 ſol⸗ 


=: m 


ſolchenfalls der über das Geſchaͤft abgeſchloſſene Kontrakt der genannten Behörde zur 
Beſtaͤtigung vorgelegt werden. Dieſelbe hat jedoch bei dem ihr zuſtaͤndigen Urcheil 
uͤber die Angemeſſenheit des Preiſes nur dann eine naͤhere Unterſuchung zu ver⸗ 
anlaſſen, wenn nach den ihr vorliegenden Nachrichten eine Verſchleuderung an⸗ 
zunehmen iſt, oder ſich ſonſt gegruͤndeter Verdacht ergiebt, daß eine Simulation 
obwalte, und heimlich geſchloſſene Nebenvertraͤge vorhanden ſeyn moͤchten, und 
fie kann ihre Beſtaͤtigung nur dann verſagen, wenn ſich bei dieſer naͤheren 
Unterſuchung ergiebt, daß der bedungene Preis den Taxwerth der Grundſtuͤcke 
nicht erreicht. 


$. 86. 


Was wegen der Rechte der Lehns⸗- und Fideikommißfolger, hypotheka⸗ 
riſchen Glaͤubiger und anderer Realberechtigten, ihrer Zuziehung und der Wahr⸗ 
nehmung ihrer Rechte durch die Auseinanderfekungs = Behörde, ruͤckſichtlich der 
Abloͤſungskapitalien verordnet iſt, findet auch in dem Falle Anwendung, wenn 
ſich bei der Veraͤußerung der Abfindungslaͤndereien Ueberſchuͤſſe über den zu den 
Einrichtungskoſten nothwendigen Bedarf ergeben. 


F. 87. 

J. Wenn die Lehns⸗ oder Fideikommißbeſitzer es vorziehen att der 
ihnen nachgegebenen Verwendung der REAL 971 Ver ußerung 
und Verpfaͤndung der Abfindungen, die Errichtungskoſten durch Anleihen auf 
die Subſtanz des Hauptguts, einſchließlich jener Zubehoͤrungen, zu beſchaffen, 
o duͤrfen dieſe Anleihen nicht die Haͤlfte des Werths der Abfindungen uͤber⸗ 
1 Die Feſtſtellung dieſes Werths geſchieht von der Auseinanderſetzungs⸗ 
ehoͤrde nach den bei der Auseinanderſetzung zum Grunde gelegten landuͤblichen 
Abſchaͤtzungsprinzipien. 


II. Die Lehns⸗ oder Fideikommißbeſitzer ſind ferner befugt, die Subſtanz 
des Hauptguts auch fuͤr den Betrag der Kapitalsabfindungen und Entſchaͤdigun⸗ 
gen zu verpfaͤnden, welche fie für die zum Lehn⸗ und Fideikommiß geſchlagenen 
Grundſtuͤcke, oder zur Abloͤſung der auf denſelben haftenden Laſten zu ent⸗ 
richten haben. 


Ul. Eben dazu find fie wegen derjenigen Koſten befugt, welche durch 
Vermeſſung und Bonitirung, ſo wie durch die kommiſſariſchen Verhandlungen 
bei allen Geſchaͤften entſtehen, die die Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes zum Gegen⸗ 
ſtand haben. 

Auf die Koſten der Prozeſſe, welche durch das Ablöfungsgefhäft ent⸗ 
ſtehen, findet dieſe Beſtimmung nicht Anwendung. 

IV. Im vorſtehend, Nr. I. bezeichneten Falle iſt die Hoͤhe der Einrich⸗ 
tungskoſten, in den Faͤllen Nr. II. und Nr. III., außerdem aber die wirkliche Verwen⸗ 
dung der Abfindungen und u neee x. durch ein in beglaubter Form 
ausgefertigtes Atteſt der Auseinanderſetzungsbehoͤrde nachzuweiſen, und die Hypo⸗ 

the⸗ 


= ww = 
thekenbehoͤrden find befugt und verpflichtet, auch ohne Einwilligung des Lehns⸗ 


herrn, oder der Lehns- und Fideikommißfolger, die auf den Grund des Atteſtes 
nachgeſuchte Eintragung in das Hypothekenbuch zu veranlaſſen. 


Es ſoll uͤbrigens von dem Gutsbeſitzer abhaͤngen, ob er die erweisliche 
Summe als ein Darlehn auf die Gutsſubſtanz aufnehmen oder ſtatt deſſen 
ſeinem Allodial⸗ und freien Nachlaſſe den Anſpruch auf Erſtattung bei der 
kuͤnftigen Erbauseinanderſetzung mittelſt eines Vermerks im Hypothekenbuche 
vorbehalten will. 


V. Vermag in den sub No. II. und III. bezeichneten Faͤllen der Guts⸗ 
beſitzer die Verwendung der Abfindungen und Auseinanderſetzungskoſten ꝛc. nicht 
ſofort nachzuweiſen, ſo muß bei den im Hypothekenbuche eingetragenen Sum⸗ 
men einſtweilen bemerkt werden, „daß die Verwendung derſelben noch nachzu⸗ 
weiſen ſey.“ 

Dieſe Bemerkung wird auf das erfolgende Verwendungsatteſt der Ber 
hoͤrde in dem Hppothekenbuche geloͤſcht. 

VI. Was im $. 82. dieſes Geſetzes in Anſehung der Befugniß der An⸗ 
warter und Realberechtigten fo wie in Anſehung der dreijaͤhrigen Praͤkluſipfriſt 
in Beziehung auf Verſchuldung der Abfindungen beſtimmt iſt, findet auch bei 
Verſchuldung der Subſtanz des Hauptguts Anwendung. 


VII. Die Rechte der fruͤher eingetragenen Glaͤubiger bleiben bei ſolchen 
Verpfaͤndungen des Hauptguts uͤberall unveraͤndert. 


§. 8s. 


Die den Gutsbeſitzern und Abgabeberechtigten zuſtehende Befugniß zur 
Verſchuldung der Abfindungen und der Hauptguͤter, oder zur Veraͤußerung der 
erſtern findet der Regel nach nur bis zu den in Folge der Auseinanderſetzung 
in dem Hypothekenbuche zu bewirkenden Ab» und Zuſchreibungen ſtatt. Soll 
ihnen ſolche daruͤber hinaus vorbehalten bleiben, ſo liegt ihnen ob, dies bei der 
Zuſchreibung im Hypothekenbuche vermerken zu laſſen. 

Erfolgt keine Zuſchreibung im Hppothekenbuche, ſo ſteht ihnen jene Be⸗ 
fugniß nur in ſofern au als fie ihre Anträge deshalb innerhalb Jahresfriſt nach 
der Beſtaͤtigung des Rezeſſes bei der Auseinanderſetzungsbehoͤrde gemacht haben. 

In allen Fällen iſt die letztere ermächtigt, denſelben eine en: 
Präftufiofrift zu beſtimmen, innerhalb welcher fie die zur Feſtſtellung ihrer Ver⸗ 
wendungsbefugniſſe noͤthigen Nachweiſe beizubringen haben. 


$. 89. 


Zu den Einrichtungskoſten, fuͤr welche ſich der Abgabeberechtigte der 
$. 0 I aufgeführten Mittel bedienen kann, werden der Regel nach nur 
gerechnet: i 5 


(No. 2109.) a) die 
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a) die Baukoſten und die Ausgaben zur Anſchaffung des Inventariums, 
7 e ſind, um dem berechtigten Gute die wegfallenden Dienſte 
zu erſetzen; 


b) die Anſchaffungskoſten des Inventariums, die Baur, Rodungs⸗, Ent⸗ 
waͤſſerungs⸗ und Bewaͤſſerungskoſten, welche erforderlich ſind, um das 
zur Entſchaͤdigung abgetretene Land, ſey es als Zubehoͤr eines andern 
Hauptguts, oder mittelſt Errichtung beſonderer Vorwerkswirthſchaften, 
oder kleinerer Etabliſſements, gehoͤrig zu benutzen. 8 


$. 90. 


Wird jedoch in dem Betriebsplane des Hauptguts durch die Ausein⸗ 
er eine erhebliche Veraͤnderung erforderlich, fo kommen nicht blos die 
vorſtehend (F. 89. a. und b.) benannten, ſondern auch die zu der veränderten 
Einrichtung des Hauptguts noͤthigen Anſchaffungskoſten des Inventariums, die 
Bau-, Rodungs⸗, Entwaͤſſerungs- und Bewaͤſſerungskoſten in Anſchlag. Dies 
findet insbeſondere Anwendung auf die Koſten des Abbaues im Falle der 
Translokationen baͤuerlicher Wirthe, imgleichen im Falle der Errichtung neuer 
Vorwerke auf entlegene Gutslaͤndereien, Behufs der Erleichterung ihrer Ber 
ſtellung mit eigenen Leuten und eigener Beſpannung. 


F. 91. 


Betreffen die im $. 90. erwähnten Veraͤnderungen Lehn⸗ oder Fideikom⸗ 
mißguͤter, ſo ſoll bei deren Feſtſetzung von der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde 
unterſucht werden, ob und in wie weit ſolche eine beſtaͤndige, oder nur eine vor⸗ 
uͤbergehende Verbeſſerung der gedachten Guͤter gewaͤhren moͤgen. 


F. 92. 


Die Koſten der letztern Art iſt der Lehns- oder Fideikommißbeſitzer zu 
erſtatten verbunden. Es wird ihm und feinen Nachfolgern die Pflicht aufer- 
legt, die Erſtattung dieſer Koſten durch eine jaͤhrliche Zahlung des funfzehnten 
Theils derſelben zu bewirken. 

Die Einzahlung dieſer jaͤhrlichen Abtraͤge erfolgt an das gerichtliche De⸗ 
poſitorium, in ſo weit nicht durch die Stiftungsurkunde einem Familienvorſteher 
Rechte in dieſer Beziehung beigelegt ſind. 

Die Verwendung der abſchlaͤglich geleiſteten Zahlungen beſchraͤnkt ſich 
nicht auf die Anlegung zu einem Lehn- oder Fideikommißſtamm, ſondern es 
koͤnnen die eingezahlten Gelder auch zu Abloͤſung von Schulden, welche auf 
der Subſtanz des Lehns oder Fideikommiſſes haften, verwendet oder ſonſt zu 
Lehn oder Fideikommiß wieder angelegt werden. 


$. 93. 


Ueber die Ausführung der Beſtimmungen der $8. 64, 67. bis 72, 74, 79, 
S1 und 82. in dem Landestheile, in welchem die Preußiſchen Geſetze 9 
gefuͤhrt 
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geführt find, werden Unſere Miniſter der Juſtiz und des Innern die Behoͤrden 
mit denjenigen näheren Anweiſungen verſehen, welche die beſondere Gerichts⸗ 
und Hypotheken⸗Verfaſſung daſelbſt erforderlich macht. 


F. 94. 


Durch das Pachtverhaͤltniß, es trete ſolches bei dem berechtigten oder 
bei dem belaſteten Gute ein, kann ſo wenig die Regulirung als die Vollziehung 
85 Auseinanderſetzung zwiſchen dem Berechtigten und Verpflichteten gehin- 
dert werden. 


Sind für den Fall einer ſolchen Auseinanderſetzung uͤber die Entſchaͤdi⸗ 
gung des Gutspaͤchters rechtsbeſtaͤndige Abreden getroffen, ſo hat es Dabei, fein 
Bewenden; ſind aber dergleichen nicht getroffen, ſo treten die nachſtehenden 
Vorſchriften ein. ö 

“ 6. 95. ; 

Iſt das berechtigte Gut verpachtet, ſo muß der Paͤchter des abgeloͤſeten 
Rechts ſich mit der Nutzung derjenigen Entſchaͤdigung begnuͤgen, welche ſeinem 
Verpaͤchter zu Theil geworden iſt. 


9. 06. 


Beſteht dieſe Entſchaͤdigung in Kapital, ſo hat ihm der Verpaͤchter die 
Zinſen deſſelben mit vier Prozent zu verguͤten; es waͤre denn, daß der Ver⸗ 
pächter mit Zuſtimmung des — 3 4 das Abloͤſungskapital zur Verbeſſerung 
des Guts, wovon das abgeloͤſete echt Zubehör war, verwendete. 
HBeſteht dieſe Entſchaͤdigung in Land, ſo iſt der Paͤchter ſolche nur dann 
zu uͤbernehmen und ſich damit zu begnügen schuldig, wenn das abgeloͤſete Recht 
ubehör eines ihm verpachteten Guts war, und das in deſſen Stelle tretende 
and bei eben dieſem Gute zu dem Werthe, wofuͤr es dem Verpaͤchter ange⸗ 
rechnet worden, genutzt werden kann; auch kann der Pächter, wenn ihm die 
Uebernahme ſoichen Landes zugemuthet wird, verlangen, daß ihm die zur Des 5 
wirthſchäftung etwa nach erforderlichen Gebdude gebauet, oder ſonſt uͤberwieſen 
werden, doch muß er alsdann die Zinſen des aufgewendeten Baukapitals mit 
vier Prozent verguͤten. Der Verpaͤchter ſeinerſeits kann ſich aber auch nicht 
entziehen, dem Pächter die Nutzung des Entſchaͤdigungslandes zu üͤberlaſſen, 
wenn dieſer es ohne Ueberweiſung mehrerer Gebaͤude zu uͤbernehmen bereit iſt; 
außer dieſem Falle kann der Paͤchter dieſe Nutzung nicht fordern. 


uueberkommt der Pächter aus einem der vorbenannten Gründe die Ent⸗ 
ſchaͤdigungs-Laͤndereien nicht zur Nutzung, + muß ihm der Verpaͤchter den 
Betrag der Rente, auf welche ſolche bei der Regulirung veranſchlagt ſind, von 
der Pacht erlaſſen. 


. 97. 


Machen Dienſte den Gegenſtand der Ablöͤſung aus, fo kann der Paͤch⸗ 
ter des berechtigten Guts, außer der Nutzung des Entſchaͤdigungsobjekts, auch 
(No. 2109.) die 
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die Anweiſung der, fuͤr die neue (zum Erſatz der Dienſte beſtimmte) Einrich⸗ 
tung, noͤthigen Gebaͤude fordern, er muß jedoch das Baukapital mit vier Pros 
zent verzinſen. 


$. 98. 


Das zum Betriebe der Wirthſchaft erforderliche Inventarium muß 55 
der Pächter ſowohl in dem Falle des F. 96. als 97. auf ſeine Koſten anſchaf⸗ 
fen, ohne daß er deshalb von dem Verpaͤchter eine Verguͤtung begehren kann. 


$. 99. 


Will der Pächter ſich mit der dem Verpaͤchter zu Theil gewordenen 
Entſchaͤdigung unter den obigen Bedingungen ($$. 95. bis 98.) nicht begnuͤgen, 
fo ſteht es ihm frei, die Pacht zu kuͤndigen. Dieſe Befugniß ſteht ihm aber 
nur zu, binnen drei Monaten, nachdem der beſtaͤtigte Rezeß dem Paͤchter bekannt ge⸗ 
macht iſt. Auch muß die Kuͤndigung wenigſtens ſechs Monate vor dem Abzuge 
erfolgen und der Abzug kann nur am Schluſſe eines Wirthſchaftsjahres eintre⸗ 
ten. Dieſes dem Pächter eingeraͤumte Recht der Kündigung ſoll jedoch gaͤnz⸗ 
lich wegfallen, wenn nach dem Urtheil der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde das 
abgeloͤſete Recht im Verhaͤltniß zur ganzen Wirthſchaft ſo unbedeutend iſt, daß 
101 Ai Abloͤſung keine merkliche Veränderung der Wirthſchaftsverhaͤltniſſe ers 
olgen kann. ü N N 1 


$. 100. 


Iſt es das belaftete Gut, welches verpachtet ift fo kann der abloͤſende 
Verpaͤchter verlangen, daß der Pächter die Abloͤfungsrente oder die 9 —— 
Abloͤſungskapitals zu vier Prozent in ſoweit uͤbernehme, als letzterer die jetzt ab⸗ 
geloͤſeten Leiſtungen zu entrichten gehalten war. 


$. 101. 


Beſteht an die Entſchaͤdigung des Berechtigten in Land, ſo kann 
der Pächter dieſerhalb von feinem Verpaͤchter nur dann eine Erma igung in 
der Pacht verlangen, wenn er die damit abgelöfete Leiſtung nicht zu vertreten 
hatte; und auch in dieſem Falle gebuͤhrt ihm der Pachterlaß nur in dem Be⸗ 
trage, zu welchem die Nutzung den abgefundenen Berechtigten angerechnet iſt. 


$. 102. | 
Will der Pächter ſich dieſem nicht unterwerfen, fo finden die Beſtimmun⸗ 
gen des F. 99. auch hier Anwendung. f N 
6. 103. 


Von den vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 95. bis 102.) fol in Anſe⸗ 
hung derjenigen Pachtkontrakte, welche ſchon vor der Bekanntmachung des ge⸗ 
genwaͤrtigen Geſetzes geſchloſſen worden find, folgende Ausnahme min, 

enn 
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Wenn naͤmlich der Verpaͤchter ſelbſt auf die Abloͤſung angetragen hat, 
ſo „fol der Pächter die Wahl haben, entweder die vorſtehenden Befugniſſe aus⸗ 
zuuͤben, oder aber vollſtaͤndige Entſchaͤdigung von dem Verpaͤchter zu verlangen. 


Zehnter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 104. 


Mit der Abloͤſung der Reallaſten, welche Gegenſtand dieſer Verordnung Wirkungen 
find, wird dem Grundbeſitzer, welcher nur das nutzbare Eigenthum oder nur ein yonyeaanene 
Erbpachtrecht an ſeinem Beſitzthum hat, das volle Eigenthum erworben, wenn 
daſſelbe in keinem Lehnsverbande ſteht und mit keinen andern Laſten beſchwert 
bleibt, als mit feſten Geld- oder Getreideabgaben, oder ſolchen Strohlieferungen, 


die aus verwandelten Zehnten entſtanden ſind. 


F. 105. 


In den vormals Naſſauiſchen Landestheilen iſt der Berechtigte die Ra⸗ Sicherſiel⸗ 
dizirung der ihm bei der Ablöfung uͤberwieſenen Geld- und Nakuralabgaben ink, vr 
nach näherer Beſtimmung des $. 42. der Naſſauiſchen Verordnung vom! Sep⸗ 
tember 1812. zu fordern befugt. In gleicher Art kann er Sicherſtellung der 
ihm gebuͤhrenden und nicht ſofort bezahlten Kapitalabfindung verlangen. Bei 
den Ablöfungen in dem Gebiete der Stadt Wetzlar, ſollen die feſtgeſetzten Jah⸗ 
resrenten und Kapitalabfindungen auf ſaͤmmtliche für die abgeloͤſeten Leiſtungen 
verhafteten Grundſtuͤcke eingetragen werden, jedoch ſoll auch hier der Berechtigte 
19 mit der Eintragung auf einen Theil der Grundſtuͤcke begnügen, wenn ſolche 
ei laͤndlichen Grundſtuͤcken innerhalb zweier Drittheile und bei Haͤuſern inner⸗ 
halb der Haͤlfte des Grundwerths ſtattfindet. 


$. 106. 


Wenn nach dem Inhalte des bisherigen Rechtsverhaͤltniſſes der eine Theil 
die Wahl hat, ob in einzelnem Falle eine Naturalleiſtung oder eine Geldent⸗ 
ſchaͤdigung eintreten ſoll, ſo haͤngt es auch bei der Abloͤſung von der Wahl deſ— 
ſelben ab, ob das vorhandene Recht als Naturalleiſtung oder als Geldrente ab— 
geloͤſet werden ſoll. 


$. 107. 


Wenn der Berechtigte, in Beziehung auf die ihm zuſtehende Realberech⸗ 
tigung irgend einen Beitrag zur Grundſteuer des verpflichteten Guts zu geben 
hat, fo ſoll derſelbe Beitrag auch bei jeder Abloͤſung in Anſchlag gebracht und 
daher der Werth der Leiſtung um ſo viel geringer geſchaͤtzt werden. 
Die Entſchaͤdigungsrenten, welche der Berechtigte etwa, vermoͤge der ihm 
ſtehenden Grundſteuerfreiheit, von Seiten des Staats fuͤr jene Beitraͤge be— 
Jahrgang 1820. (Jo. 2109.) Kk zieht, 


zieht, follen ihm deſſenungeachtet unverkuͤrzt fortgezahlt werden; der Staat iſt 
indeß befugt, die Abloͤſung derſelben durch Zahlung des fuͤnſundzwanzigfachen 
Betrages zu bewirken. 8 


$. 108. 


Wenn der Berechtigte dem Verpflichteten zu gegenſeitigen Leiſtungen, 
welche zu den Gegenftänden dieſes Geſetzes gehören, verpflichtet iſt, ſo ſind bei 
der Ablöfung der Hauptleiſtung dieſe gegenſeitigen Laſten in Abzug zu bringen. 


$. 109. 


Iſt der Berechtigte wegen feiner Realberechtigungen zu Leiſtungen an 
dritte Perſonen verpflichtet, fo kann er jederzeit auf Ablöfung dieſer ihm oblie⸗ 
genden Laſten antragen. b 


$. 110. 


So lange zwiſchen den . wegen der Abloͤſung weder eine 
Uebereinkunft getroffen, noch von der Behörde darüber entſchieden iſt, kann der 
Antrag einſeitig zuruͤckgenommen werden; alsdann muß aber der zuruͤcktretende 
Theil alle Koſten der vergeblichen Verhandlung allein tragen und dem Gegen⸗ 
theile erſtatten. 


L. 111. 


Soll eine feſebeſtimmte Jahresrente durch Kapital abgelöͤſet werden, ſo iſt 
ſolches dem Berechtigten ſechs Monate vorher anzuzeigen. 


Bei andern Ablöfungen tritt die Ausführung des Gefchäfts der Regel 
nach mit dem naͤchſten Faͤlligkeitstermin nach beſtaͤtigtem Rezeſſe ein. 


$. 112. 


Wenn der Gegenſtand der abzuloͤſenden Leiſtung in Zehnten, Erzeugniſſen 
der 1 oder Dienſten beſteht, und die Abfindung dafuͤr in Land ge⸗ 
geben wird ſo erfolgt die Ausführung, der Regel nach, in dem naͤchſten Jahre 
nach der Beſtäͤtigung des Rezeſſes zu der vereinbarten, oder noͤthigenfalls in 
jedem einzelnen Falle von der Auseinanderſetzungsbehoͤrde ($. 113.) zu beſtim⸗ 
menden der es kann jedoch dieſe Behörde ſolche nach Umſtaͤnden, bwoßl ein 
Jahr ſpaͤter als auch fruͤher und ſogar noch vor der Beſtaͤtigung des Rezeſſes 
eintreten laſſen, je nachdem die wirthſchaftlichen Verhaͤltniſſe und die auß der 
einen oder andern Seite überwiegenden Intereſſen der Parteien eines oder das 
andere fordern. Insbeſondere iſt hierbei auch auf die beſtehenden Pachtverhaͤlt⸗ 
niſſe (J. 99.) billige Ruͤckſicht zu nehmen. 


L. 113. 


Die Ausfuͤhrung des gegenwaͤrtigen Geſetzes wird fuͤr die Aemter Bur⸗ 
bach und Neuenkirchen der Generalkommiſſion zu Muͤnſter, fuͤr den zum . 
len⸗ 


= — 


blenzer Regierungsdepartement gehoͤrigen Landestheil aber der Regierung zu Ko⸗ 
blenz uͤbertragen; und finden dabei die Vorſchriften der Verordnung vom 
30. Juni 1834. (Geſetzſammlung Seite 96.) wegen des Geſchaͤftsbetriebes in 
den Angelegenheiten der Gemeinheitstheilungen, Ablöfungen ꝛc., insbeſondere auch 
ruͤckſichtlich der Einrichtung und Mitwirkung der Kreisvermittelungs⸗Behoͤrden 
Anwendung; es ſollen jedoch in Beziehung zu den Kreisvermittelungs⸗Behoͤr⸗ 
den in den Fuͤrſtlich Solmsſchen und Fuͤrſtlich Wiedſchen Gebieten die ſtandes⸗ 
herrlichen Regierungen oder Kommiſſarien derſelben an die Stelle der Landraͤthe 
treten, und hinſichtlich der Geſchaͤftsfuͤhrung der Regierung zu Koblenz folgende 
naͤhere Beſtimmungen ſtattfinden. 


$. 114. 


Die Abloͤſungsſachen werden bei der Regierung von der Abtheilung des 
Innern bearbeitet. Ruͤckſichtlich der Geſchaͤftsverbindung der letzteren mit dem 
Ober⸗Praͤſidenten, der Regierung und deren Abtheilungen kommen auch in den 
Abloͤſungsſachen die Vorſchriften der Regierungs-Inſtruktion vom 23. Oktober 
1817. und Unſerer Order vom 31. Dezember 1825. (Geſetzſammlung vom 
Jahre 1826. Seite 5. ff.) zur Anwendung. Insbeſondere hat die Abtheilung 
des Innern wegen der in den Geſchaͤftskreis der uͤbrigen einſchlagenden Ange⸗ 
legenheiten ſich mit denſelben eben ſo zu verſtaͤndigen und bei entſtehenden Dif⸗ 
hen die Beſchluͤſſe des Plenums einzuholen, wie es wegen Der übrigen — 

eſſort der Regierungen gehoͤrigen Geſchaͤfte vorgeſchrieben iſt. Gegenſeitig kon⸗ 
kurrirt die Abtheilung des Innern bei den von einer andern Regierungs⸗Abthei⸗ 
lung in Betreff ihrer Guͤterverwaltung, unter ihrer beſondern Leitung vorgenom⸗ 
menen * auf gleiche Weiſe ruͤckſichtlich der von der erſteren 
wahrzunehmenden ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſen, insbeſondere bei Pruͤfung 
und Beſtaͤtigung der Rezeſſe. In den gedachten Sachen finden jedoch folgende 
Modifikationen ſtatt: 

1) in den Faͤllen, wenn der Beſchluß der Abtheilung wider die Anſicht des 
Vorgeſetzten ausfällt, tritt nicht die mittelft Unſerer Order vom 31. De⸗ 
zeinber 1825. unter Nr. VII. angeordnete Provokation auf den Regie⸗ 
rungs⸗Praͤſidenten, vielmehr die auf Entſcheidung des Plenums der Re⸗ 
gierung ein; 


2) in den Fällen, wo ſonſt der Praͤſident nach $. 39. Nr. 3. der Regie⸗ 
rungs⸗Inſtruktion die Entſcheidung des Ober-Praͤſidenten einholen kann, 
behält es bei dem Beſchluſſe des Kollegiums ſein Bewenden. 


g. 115. 


Alle Entſcheidungen uͤber Streitigkeiten unter den Auseinanderſetzungs⸗ 
Intereſſenten werden, ohne Unterſchied, ob ein Rechtsmittel dagegen ſtattfindet 
oder nicht, und ohne Ruͤckſicht auf die Beſchaffenheit des Rechtsmittels, von der 
Kompetenz der Regierung ausgenommen und in erſter Inſtanz einem beſondern 
Spruchkollegium übertragen, welches aus drei zum Richteramte qualifizirten Mit- 

(No. 2109.) Kk 2 glie⸗ 


gliedern und aus zwei der landwirthſchaftlichen Gewerbslehre kundigen Mitglie⸗ 
dern der Regierung beſtehen ſoll. 


Die Leitung der Inſtruktion dieſer Streitfaͤlle, die Publikation der Er⸗ 
kenntniſſe, das Verfahren wegen der dagegen zuläffigen Rechtsmittel und die 
Ausführung derſelben nach beſchrittener Rechtskraft, verbleibt der Regierung. 


$. 116. 


Die Juſtizdeputation ſteht unter gemeinſchaftlicher Leitung der Miniſter 
des Innern und der Juſtiz, von denen auch die juriſtiſchen Mitglieder gemein⸗ 
ſchaftlich ernannt werden. 


$. 117. 


In der Appellations⸗Inſtanz entſcheidet das Mevifions- Kollegium zu 
Muͤnſter. 


$. 118. 


Bei der Anftellung der für die Abloͤſungsangelegenheiten beſtimmten Mit: 
glieder und der Subalternen der Regierung, finden die wegen der Anſtellung 
der Regierungsbeamten beſtehenden Reſſortverhaͤltniſſe Anwendung. Im Uebri⸗ 
gen tritt die Regierung in den Ablöfungsangelegenheiten zu dem Miniſterium 
des Innern, ruͤckſichtlich ihrer Beaufſichtigung und der von ihren Verfuͤgungen 
und Entſcheidungen ſtattfindenden Rekurſe in das naͤmliche Verhaͤltniß, in wel⸗ 
chem verfaſſungsmaͤßig die Generalkommiſſionen zu demſelben ſtehen. 


$. 119. 


Die nach dem gegenwärtigen Geſetze $$. 27. 28. 29. 33. 36. vorzuneh⸗ 
menden allgemeinen Ermittelungen und Feſtſetzungen ſollen unter Leitung der 
Auseinanderſetzungsbehoͤrde 8 113.) und nach vorgaͤngiger Ausſonderung an⸗ 
gemeſſener Diſtrikte durch beſondere, aus ſachkundigen Eingeſeſſenen und einem 
Abgeordneten jener Behörde zuſammengeſetzte Diſtriktskommiſſionen erfolgen. 
Die zu dieſen Kommiſſionen zu erwaͤhlenden Eingeſeſſenen ſollen bei jeder Di⸗ 
ſtriktskommiſſion nicht unter zwei und nicht uͤber vier ſeyn; ihre Anzahl wird 
hiernach von der genannten Behörde nach dem größeren oder geringeren Um: 
fange des Diſtrikts beſtimmt. Die eine Hälfte derſelben wird von den Berech⸗ 
tigten im Kreiſe gewaͤhlt; die andere Haͤlfte wird aus drei oder ſechs von dem 
Landrathe (in den Fuͤrſtlich Solmsſchen und Fuͤrſtlich Wiedſchen Gebieten von 
der ſtandesherrlichen Regierung) vorzuſchlagenden Perſonen durch die Verpflich⸗ 
teten gemeindeweiſe gewaͤhlt. Ueber die Art und Weiſe, wie dieſe Wahlen zu 
bewirken ſind, wird eine beſondere Inſtruktion von dem Miniſterium des In⸗ 
nern ergehen. Der Abgeordnete der Auseinanderſetzungsbehoͤrde aber fol für 
alle Diſtriktskommiſſionen ein und der naͤmliche ſeyn. 


Die Feſtſtellung der Werthsverhaͤltniſſe, Preisbezirke, Marktorte u. iw. 
erfolgt erſt dann, wenn ſaͤmmtliche Diſtriktskommiſſionen gehoͤrt ſind. ne 
NZ 
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Reſultat aller dieſer Eroͤrterungen wird endlich dem Miniſterium des Innern 
zur Pruͤfung und Genehmigung vorgelegt und, nachdem letztere erfolgt iſt, durch 
das Amtsblatt der Regierung zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. Daſſelbe Ver⸗ 
fahren ſoll ſtattfinden, wenn etwa in der Folge Reviſionen, Abaͤnderungen oder 


Ergaͤnzungen der urſpruͤnglichen Feſtſetzungen nöthig befunden werden ſollten. 


$. 120. 


Wegen der Koſten der Ablöfungen kommen die Vorſchriften der Ver⸗ 
ordnung vom 20. Juni 1817. $. 209. folg. (Gefekfammlung Seite 196.), die 
Verordnung vom 30. Juni 1834. $$. 65. 66. (Geſetzſammlung Seite 117.), 
und das Regulativ vom 25. April 1836. und die Inſtruktion vom 16. Juni 
1836. (Geſetzſammlung Seite 181. und 187.) zur Anwendung. 


Jedoch wird in Erweiterung der im $. 212. der Verordnung vom 20. 
Juni 1817. ertheilten Vorſchrift beſtimmt, daß derjenige Theil, welcher nach 
gehoͤriger Eroͤrterung der Theilnehmungsrechte und Ausgleichungsmittel den dar⸗ 
auf gegruͤndeten Auseinanderſetzungsplan anzunehmen verweigert, jedesmal die 
durch ſeine Weiterungen entſtandenen Koſten allein tragen ſoll, inſofern der oder 
die anderen bereitwillig waren, den Auseinanderſetzungsplan anzunehmen und der 
Weigernde hernach doch nur ſo viel oder weniger erſtreitet, als ihm im Wege 
des Vergleichs angeboten worden. f 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouci, den 4. Juli 1840. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 

v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Ladenberg. 

Graf v. Alvensleben. 


Beglaubigt: 
Duͤesberg, 


(No. 21002110.) (No. 2110.) 
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(No. 2110.) Geſetz zum Schutz der Waarenbezeichnungen. Vom 4. Juli 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König: von 
Preußen ıc. ıc. 


verordnen, um den Handelsverkehr gegen faͤlſchliche Waarenbezeichnungen zu 
chuͤtzen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem 
utachten Unſeres Staatsraths, fuͤr den ganzen Umfang Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
9. 1. 


Wer Waaren oder deren Verpackung faͤlſchlich mit dem Namen oder 
der Firma und mit dem Wohn⸗ oder Fabrikorte eines inlaͤndiſchen Fabrik⸗ 
Unternehmers, Produzenten oder Kaufmanns bezeichnet, oder wiſſentlich derglei⸗ 
chen faͤlſchlich bezeichnete Waaren in den Verkehr bringt, hat, inſofern damit 
nicht ein ſchwereres Verbrechen verbunden iſt, Gefaͤngnißſtrafe, welche die Dauer 
Eines Jahres, und zugleich eine Geldbuße, welche die Summe von Ein Tau⸗ 
end Thalern nicht uͤberſteigen darf, verwirkt; es kann jedoch in geringfuͤgigen 

aͤllen oder bei beſonders mildernden Umftänden bloß auf Geldbuße erkannt 
werden. 
§. 2. 

Dieſe Strafe ($. 1.) wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß bei de 
Waarenbezeichnung der Name oder die Firma und der Wohn⸗ * 
mit geringen Abaͤnderungen wieder gegeben worden, welche nur durch Anwen⸗ 
dung beſonderer Aufmerkſamkeit wahrgenommen werden koͤnnen. Ob ein ſol⸗ 
cher Fall vorhanden ſey, hat der Richter zu ermeſſen, welchem uͤberlaſſen bleibt, 
das Gutachten von Sachverſtaͤndigen einzuholen. 


N. 3. 


Alle dem gegenwaͤrtigen Geſetze entgegenſtehende allgemeine und beſondere 
Vorſchriften werden hierdurch aufgehoben, inſonderheit: 


1) der $. 1451. Titel 20. Theil II. des Allgemeinen Landrechts, 


2) das Geſetz wegen Einfuͤhrung eines Fabrikzeichens in den Provinzen 
Schleſien, Poſen, Preußen Weſtpreußen, Pommern, Brandenburg und 
Sachſen auf dem daſelbſt verfertigten Stabeiſen, vom 3. Juli 1818., 


3) die Artikel 72. bis 79. des für die vormals Bergiſchen Landestheile er⸗ 
gangenen Dekrets wegen der Einrichtung der Fabrikengerichte vom 
17. Dezember 1811., 


40 die auf der linken Rheinſeite beſtehenden Vorſchriften 
a) des Geſetzes wegen der Manufakturen, Fabriken und Werkſtaͤtten 
vom 22. Germinal des Jahres XI., Artikel 16. bis 18., und 
b) des 


b) des durch das Dekret vom 20. Februar 1810. in einer abgeaͤn⸗ 
derten Faſſung neu publizirten Reglements fuͤr den Rath der Ge⸗ 
werbeverſtaͤndigen vom 11. Juni 1809., Artikel 4. bis 9. und 


5) der Artikel 142. des Rheiniſchen Strafgeſetzbuchs, ſoweit er ſich auf faͤlſch⸗ 
liche Waarenbezeichnungen mittelſt Nachahmung der Siegel, Stempel 
oder Marken der im F. 1. bezeichneten Perſonen bezieht. 

§. A. 


Die Beſtimmungen der § . 1. und 2. finden auch zum Schutze der Un⸗ 
terthanen derjenigen Staaten Anwendung, mit denen uͤber die Reziprozitaͤt Ueber⸗ 
einkunft getroffen worden iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouci, den 4. Juli 1840. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 


Beglaubigt: 
Duͤesberg. 


(No. 2110-2111.) (No. 2111.) 


(No. 2111.) Allerhöchſte Deklaration vom 22. Juli 1840., über die Auslegung des F. 691. 
Tit. 18. Thl. I. des Allgemeinen Lan drechts, die Form der Erbzins⸗Ver⸗ 
träge betreffend. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 30. v. M. will Ich die Vor⸗ 
ſchrift des $. 691. Tit. 18. Th. I. des Allgemeinen Landrechts, wonach Ver⸗ 
traͤge uͤber neue Verleihungen eines Erbzinsrechts gerichtlich abgeſchloſſen werden 
ſollen, mit Beziehung auf das Geſetz vom 23. April 1821. wegen Aufhebung 
der Verlautbarung der Vertraͤge dahin deklariren, daß die Guͤltigkeit ſolcher 
Vertraͤge von der Beobachtung der gerichtlichen Form nicht abhaͤngt, vielmehr 
dieſelben, unbeſchadet ihrer Gültigkeit, auch ſchriftlich- abgeſchloſſen werden koͤn⸗ 
nen. Das Staatsminiſterium hat dieſe Deklaration durch die Geſetzſammlung 
zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouci, den 22. Juli 1840. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


